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Friedhelm Schütte

Jahrzehnt der Neuordnung 1890–1901.
Die Reform des technischen und allgemeinen
Bildungssystems in Deutschland1

Berufspädagogische Anmerkungen zu einem bildungshistorisch ‚disparaten‘ Forschungsfeld

Zusammenfassung: Ausgehend von den Reformen des Bildungs- und Erziehungssystems im letz-
ten Drittel des 19. Jahrhunderts legt der Beitrag eine bildungshistorische Bestandsaufnahme am
Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert unter Einbeziehung der institutionalisierten ‚Fachbil-
dung‘ vor. Die institutionelle Dynamik des gesamten Bildungssystems in Deutschland, aber auch
die spezifischen politischen Kampagnen stehen im Zentrum der Studie. Sie leistet aus berufspä-
dagogischer Perspektive einen Beitrag sowohl zur Erweiterung des Forschungshorizonts, indem
sie Desiderata aufzeigt und die ‚realistische Bildung‘ resp. die Institutionen technischer Bildung
(‚System Beruflicher Bildung‘) in den Blick nimmt, als auch methodologische Überlegungen der
Bildungssystementwicklung zur Diskussion stellt.

1. Einleitung

Das Jahrzehnt zwischen 1890 und 1901 ist in der bildungshistorischen Forschung nahe-
zu ausschließlich mit der Reform des Gymnasiums und dem Phänomen der ‚Über-
füllung‘ in Verbindung gebracht worden. Über die Differenzierung dieses Schultyps
hinausgehende Untersuchungen wurden bisher nicht angemessen berücksichtigt. Struk-
turgeschichtliche Studien forderten zwar dazu auf, den Forschungshorizont zu erwei-
tern. Mit der Fokussierung auf das allgemein bildende Schulwesen in Deutschland wird
historiographisch jedoch das Schisma von ‚Allgemeinbildung‘ und ‚Fachbildung‘ be-
dient. Die institutionelle Dynamik des deutschen Bildungssystems und die sie beglei-
tenden Kampagnen kommen dabei zu kurz. Die Analyse des Reformjahrzehnts im Sin-
ne einer inhaltlich erweiterten Historiographie erfordert deshalb, die Etablierung der
höheren, mittleren und niederen technischen Bildung mit zu berücksichtigen. In den
Blick gerät damit die „Konstituierung des Bildungssystems“ an der Schwelle zum
20. Jahrhundert (Drewek/Huschner/Ejury 2001, S. 14).

Das von Müller und Zymek (1987) vorgeschlagene Modell der Systembildung und
der damit verbundene Anspruch, die „spezifische Stellung eines Schultyps im Gesamt-
system“ (Müller 1981, S. 9) zu analysieren sowie neuere Studien zur „Systemdynamik
und Systemreflexion“ (Lundgreen 2000, 2003), verlangen einen breiteren Forschungs-
ansatz. Das Reformjahrzehnt lenkt den Blick u.a. auf die Etablierung des Systems Beruf-
licher Bildung und die Reform gymnasialer Bildungsgänge. Es markiert damit eine terra
incognita historischer Bildungsforschung. Die Reduktion auf das Gymnasium erweist
sich im Sinne einer Analyse des Gesamt-Bildungssystems methodologisch als Sackgasse.

1 Wolf-Dietrich Greinert zum 70. Geburtstag.
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Die Einbeziehung der „realistischen Bildung“ (Greinert 2003) ist der Schlüssel zur Be-
wertung der Dynamik des deutschen Schul- und Bildungssystems im Horizont einer
lounge durée. Ausgehend von den Reformen im letzten Drittel des 19. Jahrhundert soll
im Folgenden eine bildungshistorische Bestandsaufnahme am Übergang vom 19. zum
20. Jahrhundert unter Einbeziehung der institutionalisierten Fachbildung vorgenom-
men werden.

Der hier verfolgte Ansatz wählt die Überfüllungskrise zum Ausgangspunkt. In
diesem Krisendiskurs spiegeln sich historische Trends, pädagogische Programme und
bildungspolitische Interessen. Soziale Integration durch ‚Bildung‘ – namentlich Fach-
bildung – wurde zum Motor einer alle Stufen des Bildungssystems umspannenden Re-
form, die randständige Bildungsgänge legitimierte und neue kreierte. Die im Reform-
jahrzehnt realisierte institutionelle Differenzierung des Bildungssystems gibt den Blick
frei auf die spezifische Reproduktion sozialer Klassen in Preußen-Deutschland. Inwie-
weit sich damit ein bildungspolitischer Sonderweg abzeichnet, der das Bildungssystem
in spezifischer Weise mit dem Beschäftigungssystem nachhaltig koppelt, ist zu prüfen.
Durch die Einbeziehung nichtakademisch-technischer Bildungsgänge und deren Kon-
frontation mit den „Sogwirkungen jeder hierarchischen Konstruktion“ (Lundgreen
2000, S. 141) erscheint die Eigendynamik des Bildungssystems in einem neuen For-
schungshorizont. Der Einfluss berechtigungspolitischer Regelungen, die Spezifität von
nicht-akademischen Teilarbeitsmärkten sowie deren Reproduktionslogik wären bei der
Rekonstruktion zu berücksichtigen.

Die Langzeitwirkung der Reorganisation und das spezifisch deutsche Deutungsmus-
ter von Fach- und Allgemeinbildung legt eine Neubewertung der Forschungsarbeiten
nahe. Ein aus vier isolierten Forschungssträngen zusammengesetztes Bild soll die mit
der Gründung von Technischen Hochschulen (Kap. 3), der Auflösung der Provinzial-
Gewerbeschule (Kap. 4), der gymnasialen Typendifferenzierung (Kap. 5) sowie der
Fachschulreform (Kap. 6) verbundenen strukturellen Änderungen und politischen Op-
tionen sowohl systematisieren als auch einer neuen Deutung unterziehen. Die offen-
sichtliche Top-down-Strategie der Bildungsadministration rückt damit unter anderem
ins Zentrum der Reflexion. Ob der Systembildungsansatz (Müller/Zymek 1987) auf das
deutsche Bildungssystem als Ganzes übertragen werden kann und wie der ‚bildungspo-
litische Sonderweg‘ Deutschlands methodologisch zu verorten ist, soll im abschließen-
den Kapitel (Kap. 7) thematisiert werden. Zunächst ist jedoch die Ausgangssituation zu
Beginn der Reformdekade zu diskutieren (Kap. 2).

2. Neuordnung des Bildungswesens – Die Etablierung der‚realistischen’
Bildung

Die Jahrzehnte zwischen 1870 und 1901 erweisen sich als zentral für das Verständnis des
deutschen Bildungssystems. Sie repräsentieren einen außergewöhnlichen bildungspoli-
tischen Aufbruch. Der Dekade 1890 bis 1901 kommt dabei eine besondere Bedeutung
zu. In einem breit angelegten Reformprojekt wurde nicht nur die Verfassung der deut-
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schen Bildungs- und Arbeitskultur modernen Zuschnitts vorweg genommen, mit der
Etablierung der ‚Fachbildung‘ wurde ferner der institutionelle Aufbau der traditionellen
Bildungs- und Schullandschaft in Deutschland verabschiedet.

Das zu Beginn des 20. Jahrhunderts in Deutschland errichtete Bildungs- und Erzie-
hungssystem zeigt einen modernen Charakter. Vernachlässigte Bildungsgänge hatten
sich emanzipiert, neue Karrierewege standen den Absolventen zur Verfügung. Das Be-
rechtigungsmonopol des Gymnasiums war gebrochen – die technische Bildung auf uni-
versitärem und mittlerem Niveau etabliert.

An der Jahrhundertschwelle hatten die Kritiker des humanistischen Gymnasiums
ein wesentliches Ziel ihrer umfangreichen Reformanstrengungen erreicht: die Differen-
zierung gymnasialer Bildungsgänge. Mit der Gleichberechtigung von humanistischer
und realistischer Bildung und der Typendifferenzierung zwischen Gymnasium, Real-
gymnasium und Oberrealschule (ORS) wurde ein zäher Neuordnungsprozess beendet.
Der mit einem beachtlichen time lag von rund dreißig Jahren gefundene Kompromiss
respektierte zum einen die objektiven Bedürfnisse akademisch-technischer Bildung
nach neuen Bildungsabschlüssen und damit die Existenz der Technischen Hochschule,
mit der Gründung von Technischen Fachschulen zum anderen schulische Alternativen
zur klassischen Gymnasialkarriere.

Diese Reform verhalf nicht nur dem System der Allgemeinbildung zu neuen Struk-
turen, sondern auch dem System Beruflicher Bildung zum Durchbruch. Mit der Etablie-
rung der Technischen Fachschule wurde die institutionelle Lücke zwischen niederer
(Lehrlingsausbildung) und höherer Fachbildung (Hochschulstudium) geschlossen und
der Technikerausbildung auf mittlerem Niveau ein fester Platz in der Bildungsland-
schaft zugewiesen.

Welche Problemlagen waren zu bearbeiten? Die Auflösung der Provinzial-Gewer-
beschule und die Gründung von Technischen Hochschulen verlangten nach einer Neu-
ordnung der Bildungslandschaft. Die ‚Emanzipation der Techniker‘, der Aufstieg der
‚Großen Industrie‘, die Rekrutierung betrieblicher Funktionseliten (Betriebsbeamte),
die Integration der Arbeiterjugend, die Überfüllung der Universitäten und die Forde-
rung der Techniker nach dem Promotionsrecht schufen ein besonderes bildungspoliti-
sches Klima. Nicht einzelne Schultypen, sondern das gesamte Bildungssystem geriet in
Bewegung.

3. Etablierung höherer technischer Fachbildung auf Universitätsniveau

Die technische Bildung des Betriebspersonals im Metallgewerbe lag bis 1850 in Preußen
in den Händen des Berliner Gewerbe-Instituts. Mit der Umbenennung in ‚Gewerbe-
Akademie‘ im Jahre 1866 wurde die Verwissenschaftlichung der technischen Bildung
und deren Anhebung auf Hochschulniveau symbolisch und mit der Revision des tra-
dierten Lehrplans faktisch realisiert (Jost 1993). Diese Höherstufung war indessen keine
isolierte Maßnahme Preußens. Auch andere deutsche Staaten reformierten die be-
stehenden technischen Fachschulen zu wissenschaftlichen Hochschulen (Lundgreen/
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Grelon 1994, S. 60). Die badische Technische Hochschule in Karlsruhe fungierte als Pi-
lotanstalt. Aber erst durch die Gründung Technischer Hochschulen mit wissenschaftli-
chem Anspruch in den 1870er Jahren wurde eine neue Periode in der Geschichte der
höheren Fachbildung eingeläutet. So wurden zwischen 1868 und 1890 alle namhaften
höheren technischen Lehranstalten in Deutschland in den Rang einer Technischen
Hochschule (TH) erhoben – München 1868, Braunschweig, Darmstadt und Dresden
1877, Berlin und Hannover 1879, Karlsruhe 1885, Stuttgart 1890 –, oder, wie im Fall
Aachen, 1870 neu gegründet (Manegold 1969). Im Wintersemester 1891/92 wurden an
den neun TH des Kaiserreichs 6.110 Studierende von 503 Hochschullehrern unterrich-
tet (Jost 2003, S. 352). Der Aufstieg der Technischen Mechanik zur Königsdisziplin des
Maschinenbaus, aber auch die Etablierung einschlägiger Laboratorien zur Durchfüh-
rung erfahrungswissenschaftlicher Experimente förderte zum einen die Emanzipation
der ‚Techniker‘ von der Universität, zum anderen verlangte er nach einer speziellen, ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Vorbildung der Klientel. Eine Neuordnung des in-
stitutionellen Unterbaus stand damit seit den 1870er Jahren auf der bildungspolitischen
Agenda. Die noch um ihr wissenschaftliches Standing bemühte TH benötigte unter an-
derem deshalb eine an akademischen Standards orientierte Schule mit einem mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Curriculum als unverwechselbarem Profil.

Vor allem die „Antimathematikerbewegung“ (Manegold 1969, S. 394f.) hatte sich ei-
ne curriculare Neuorientierung akademisch-technischer Bildung auf die Fahnen ge-
schrieben. Mit der Losung, die ‚Technische Hochschule den Technikern‘, wurde die Stu-
fung der akademischen Ingenieurausbildung mit einer mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Grundbildung in den ersten Semestern und einer darauf aufbauenden wis-
senschaftlichen Fachbildung institutionalisiert. „Es kam jetzt (in den 1880er Jahren,
F.S.) zu einer Nachprüfung des an der Hochschule vorgetragenen theoretischen Wissens
auf seine Brauchbarkeit und seinen Bildungswert für die Ingenieurausbildung“ (ebd.).
Mit dem Einzug der Empirie in die Ausbildung der Ingenieure wurden u.a. technische
Laboratorien eingerichtet (Lexis 1904). Die TH in Darmstadt und (Berlin-)Char-
lottenburg bspw. etablierten in den frühen 1880er Jahren elektrotechnische Labors. Ver-
gleichbare Anstrengungen wurden in anderen deutschen Staaten, etwa an den sächsi-
schen Gewerbe-Akademien unternommen. Die strikte Trennung zwischen ‚theoreti-
scher Maschinenlehre‘ auf der einen Seite und ‚praktischem Maschinenbau‘ auf der an-
deren – seit Redtenbachers Karlsruher Zeiten ein unhintergehbarer Standard universitä-
rer Ingenieurausbildung – wurde dadurch partiell überwunden. Diese qualitative Ver-
änderung von Hochschulcurriculum und akademischer Technikerausbildung prägte die
Anforderungen an eine höhere technische Bildung grundlegend. Insofern hatten die
vorbereitenden Schulen einen speziellen Fächerkanon und eine einschlägige ‚technische‘
Vorbildung zu garantieren. Die von Lobbyisten wiederholt geforderte lateinlose Ober-
realschule (ORS) erwies sich deshalb als ideale Vorbereitungsanstalt (Lundgreen 1981).
Vor diesem Hintergrund hatte die traditionsreiche preußische Provinzial-Gewerbe-
schule mit ihrer klassischen Doppelfunktion, sowohl humanistische Bildung zu vermit-
teln als auch auf die universitäre Fachbildung an der TH Charlottenburg vorzubereiten,
institutionell ausgedient.
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Mit der Zuerkennung des Promotionsrechts zum Doktor Ingenieur (Dr.-Ing.) im
Jahre 1899 endeten die rund acht Jahrzehnte währenden Emanzipationsbestrebungen
der Techniker (Manegold 1969a). Gleichzeitig wurde der akademische Grad des Dip-
lom-Ingenieurs (Dipl.-Ing.) eingeführt. Der hiermit vollzogene institutionelle Aufstieg
und die nunmehr erlangte formale, das heißt vor allem berechtigungspolitische Gleich-
stellung mit den Universitäten hatte eine grundlegende Reform der bestehenden Vorbe-
reitungsanstalten zur Voraussetzung. Die durch den Neuhumanismus kanonisierte Dif-
ferenzierung zwischen ‚Spezial‘- und ‚allgemeiner Menschenbildung‘ führte nach 1870,
der zweiten Revision der Provinzial-Gewerbeschule, zu einer Renaissance des bildungs-
politischen Konflikts um Allgemeinbildung und Fachbildung.

4. Das Ende der Provinzial-Gewerbeschule

Der Konflikt zwischen realistischer und humanistischer Bildung spiegelt sich vor allem
in der Auseinandersetzung um die Reform der Provinzial-Gewerbeschule (PGS) und
deren bildungs- sowie gesellschaftspolitische Funktion. Der klassische „Doppelzweck“
der PGS führte eine nicht zu lösende „Krisis herbei“ (Jost 1993, Dok. 1). Hochschulpoli-
tisch überrollt vom institutionellen Aufstieg der TH, fallengelassen vom lokalen Wirt-
schaftsbürgertum, hatte die PGS als schulischer Anachronismus ohne Bildungsauftrag
keine Zukunft mehr (Schiersmann 1979). Vor die Alternative gestellt, eine lateinlose Re-
alschule mit neun aufsteigenden Klassen zu errichten oder für die Gründung von selb-
ständigen viersemestrigen technischen Fachschulen zu votieren, entschied sich die
Mehrheit der preußischen Kommunen für den gymnasialen Schultyp Oberrealschule.
In Preußen optierten 1879 fünf Kommunen, Aachen, Barmen, Breslau, Gleiwitz und
Hagen/Westf., für die Etablierung grundständiger technischer Bildungsgänge auf mittle-
rem Niveau. Weitere vier „neue niedere technische Anstalten“ – so genannte Hütten-
schulen und Werkmeisterschulen – wurden bis zum Jahre 1882 in Bochum, Iserlohn,
Köln und Remscheid eröffnet (Verwaltungsbericht 1906, S. 289ff.). Damit wurde in
Preußen allerdings nur eine vorläufige Lösung des Konflikts herbeigeführt. Die umor-
ganisierten Fachschulen erfreuten sich indessen weder einer breiten Akzeptanz noch
wurde ihnen eine hinreichende politische Unterstützung zuteil.

Das institutionelle Ende wurde 1878 mit dem preußischen Beschluss zur Auflösung
der „Gewerbeschule“ eingeleitet (Jost 1993, Dok. 1). Nach rund sechzig Jahren war der
institutionelle Doppelzweck des 1821 von Beuth in Berlin eröffneten ‚Technischen Insti-
tuts‘ nicht mehr funktional und mit den Bildungsinteressen des städtischen Wirt-
schaftsbürgertums in Einklang zu bringen (Jost 2003, Dok. 4). Mit der Trennung der
traditionellen Bildungsziele der Gewerbeschule und der neuen Funktionsteilung, ent-
weder Fachschule oder aber allgemeine Bildungsanstalt mit gymnasialem Niveau zu
sein, wurde eine Zäsur vorgenommen, die fortan zwei institutionell unabhängige Schul-
typen im Bereich der zweiten Sekundarstufe hervorbrachte. Die überwiegende Mehrheit
der unter kommunaler Verwaltung stehenden ‚Königlichen Gewerbeschulen‘ wurde in
einen gymnasialen Schultyp, nämlich in die neunklassige lateinlose Oberrealschule um-
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gewandelt. Nur in wenigen Fällen erfolgte eine Umwandlung in eine sechsklassige Real-
schule. Damit erwiesen sich die Reorganisationen von 1850 und 1870, als noch der „Ge-
sichtspunkt des Polytechnikums“ (Jost 1993, Dok. 1) dominierte und die traditionelle
Doppelfunktion der PGS bildungspolitisch mit einer „schärferen Abgrenzung von ‚nie-
deren‘ und ‚höheren‘ Technikern“ (Manegold 1969, S. 390) neu justiert wurde, als Ma-
kulatur. An der dreiklassigen Gewerbeschule mit „einjährigem Kursus“ wurde 1870 wei-
terhin festgehalten – nunmehr wurde allerdings die „Sekundareife“ eines Gymnasiums
oder einer Realschule erster Ordnung als Eingangsvoraussetzung verlangt (Verwal-
tungsbericht 1906, S. 298).2

Die entscheidende, dritte Reorganisation von 1878 folgte einer anderen Programma-
tik: „Das Prinzip der Reform mußte also sein, die bisher verbundenen Zwecke zu tren-
nen, die bestehenden Gewerbeschulen in zwei Gruppen zu theilen und den Lehrplan
einer jeden dieser Gruppen voll und ganz dem einen Zweck entsprechend aufzustellen“
(Jost 1993, S. 11). Zur Durchsetzung des ersten Zwecks musste sie folglich „eine Fach-
schule, zur Erfüllung des zweiten allgemeine Bildungsanstalt sein“ (ebd., S. 10). Die klas-
sische Gewerbeschule war damit in den „Sog des Kampfes um Gleichberechtigung gera-
ten“ (Lundgreen 2003, S. 35). Während sich nach der institutionellen Spaltung der all-
gemeinbildende Schultyp zu einer Realschule erster Ordnung (Oberrealschule) mit
neun aufsteigenden Klassen entwickelte, konzentrierte sich die neue Technische Fach-
schule auf zwei, zunächst völlig unabhängige technische Bildungsgänge. Der Weg für die
Etablierung eines neuen technischen Schultyps auf mittlerem Niveau war damit frei.
Die Reform des humanistischen Gymnasiums stand hingegen noch aus.

5. Systemkonstitution des Gymnasiums

Wie kein anderer Schultyp profitierte die Oberrealschule (ORS) im System der Allge-
meinbildung vom institutionellen Zerfall der Provinzial-Gewerbeschule und der Etab-
lierung der Technischen Hochschule. In einem vergleichsweise kurzen Zeitraum trat er
in eine direkte Konkurrenz zum humanistischen Gymnasium. Seit den frühen 1880er
Jahren übernahm er gewissermaßen die alte Funktion der PGS und stieg damit zur be-
deutendsten Vorbereitungsanstalt mittlerer und akademisch-technischer Fachbildung
auf. Während der relative Schulbesuch der Sextaner an gymnasialen und realgymnasia-
len Lehranstalten seit 1882 einen Rückgang verbuchen musste, stieg die Sextanerquote
an den ORS von rund einem Prozent im Jahre 1885 auf 2,3 Prozent im Jahre 1900
(Lundgreen 1981, S. 232f.). Zwischen 1890 und 1900 stieg die Zahl der Schüler/innen an
den ORS von 4.000 auf 13.700 (Führ 1980, S. 194ff.). Der negative Trend endete für das
humanistische Gymnasium 1895 und für das Realgymnasium erst nach der zweiten
Schulkonferenz 1901.

2 Die Aufnahme in eine Provinzial-Gewerbeschule und deren institutionellen Vorläufer setzte
eine ‚gute Volksschulbildung‘ voraus. Zur Vorgeschichte: Jost 1993, S. 7; Schiersmann 1979,
S. 49ff.; Schütte 2003a, Einleitung.
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Vor dem Hintergrund wachsender Attraktivität der ORS und der in anderen Sekto-
ren des Bildungssystems bereits angelaufenen Reformen war es nicht verwunderlich,
dass die Initiative zur Einberufung der ersten Gymnasial-Konferenz von außen kam.
Bereits 1888 hatte das preußische Handelsministerium unter „Einbindung des Herr-
schers“ (Jost 1993, S. XIX) eine Denkschrift über den Zustand der mittleren und niede-
ren Fachbildung vorgelegt – die sechste innerhalb von zehn Jahren (ebd., S.182ff.). Kon-
frontiert mit einer Flut von Reformvorschlägen – 344 wurden zwischen 1882 und 1889
vorgelegt –, und einer beeindruckenden „Massenpetition“, sah sich das preußische Kul-
tusministerium im April 1889 zum Handeln gezwungen. Aufgrund des Revirement im
‚Technischen Unterrichtswesen‘ konnte sich das Schulministerium ausschließlich der
Reform des Gymnasiums widmen. Seit dem 1.1.1885 zählte das Ressort wieder zum Ge-
schäftsbereich des Handelsministeriums. Auf Initiative Bismarcks, Reichskanzler und
preußischer Handelsminister in Personalunion, wurde die Fachbildung dem Zuständig-
keitsbereich des Kultusministeriums entzogen (ebd., S. XVIII). – Den alles entscheiden-
den Anstoß zur Schulkonferenz lieferte indessen die Ordre des Kaisers vom 1. Mai 1889:
Intention und Programmatik der Gymnasialreform, aber auch Lösungsvorschläge wa-
ren damit vorgegeben. Im „Gefecht gegen die Sozialdemokratie“ versagt zu haben (zit.n.
Führ 1980, S. 201), veranlasste den Kaiser zur Intervention und persönlichen Stellung-
nahme. Mit dem Anspruch, im Konflikt zwischen Kritikern der humanistischen Bildung
und konservativen Kräften zu vermitteln, wurde die Reorganisation in Gang gesetzt.

Auftakt der Gymnasial-Reorganisation – die erste Schulkonferenz

Die im Dezember 1890 einberufene erste Schulkonferenz hatte damit ihren entschei-
denden Impuls erhalten. Die Ergebnisse der Berliner Konferenz waren gemessen an den
Erwartungen enttäuschend. Auf allen Seiten wurde mit dem Resultat gehadert (Lexis
1902, S. 22ff.). Der im Vorfeld der Konferenz diskutierte ‚Dualismus‘ von Gymnasium
und Oberrealschule, der das Ende des Realgymnasiums bedeutet hätte, fand keine
Mehrheit. Vor einer ‚Rückschrittsreform‘ (Holzmüller) wurde gewarnt und infolgedes-
sen an zwei realistischen, lateinlosen Lehranstalten mit unterschiedlichem Bildungs-
gangprofil festgehalten. Die Forderung der ‚Realisten‘ nach einem gemeinsamen Unter-
bau von Gymnasium und lateinlosen Schulen konnte sich ebenfalls nicht behaupten.
Schließlich blieb die Berechtigungsfrage im Kern ungelöst – das Berechtigungsmonopol
des Gymnasiums wurde substantiell nicht angetastet (Verhandlungen 1891, S. 726 u.
S. 764ff.). Allein den Absolventen der ORS wurde formal der Weg zum Studium der
Mathematik und der Naturwissenschaften an den Universitäten und den im Aufbau be-
findlichen TH geebnet. Gleichwohl wurde die Konferenz von zeitgenössischen Kom-
mentatoren als ‚Epochenscheide‘ (Spranger) interpretiert. Dieser Deutung ist insofern
zu folgen als die 1890-Konferenz den Einstieg in die Typendifferenzierung des höheren
Schulwesens markiert. Sie sanktionierte einerseits die bestehende Praxis und die Vorbil-
dungsanforderungen der TH, autorisierte andererseits, wenngleich halbherzig, neue
Bildungswege.
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Zur Typendifferenzierung, die beiden Lagern trotz unterschiedlicher Argumente in
gewisser Weise entgegen kam, bestand aufgrund der bereits angelaufenen institutionel-
len Ausdifferenzierung des deutschen Bildungssystems keine wirkliche schul- und bil-
dungspolitische Alternative. Dem veränderten Bildungsverhalten der aufstrebenden
technischen Eliten, dem institutionellen Wandel des technischen Schulwesens, aber
auch der aktuellen gesellschaftlichen Herausforderung konnte nur mit einer Bildungs-
offensive begegnet werden. Der Überhang an Objektivität beschleunigte den Reform-
prozess. Die Aufhebung der Sozialistengesetze im Januar 1890, der Aufstieg der Sozial-
demokratie zur stärksten Partei bei den Reichstagswahlen im Februar und das Ende der
Ära Bismarck mit der Berufung des ‚moderaten Reformers‘ Caprivi zum Reichskanzler
im März des Jahres lieferten die soziale Basis für ein Reformszenario, das mit der Etab-
lierung der Technischen Hochschule seinen Anfang genommen hatte.

Ende der Gymnasial-Reorganisation – die zweite Schulkonferenz

Die zweite Berliner Schulkonferenz vom 6. bis 8. Juni 1900 hatte insofern eine größere
Rückwirkung auf die deutsche Bildungslandschaft als die ungelöste Berechtigungsfrage
beantwortet wurde. Obschon als preußische Expertentagung zur Klärung offen geblie-
bener Fragen im Bereich der höheren Allgemeinbildung deklariert, hatten die Beschlüs-
se reichsweite Bedeutung. Der Fall des „Gymnasialmonopols im Berechtigungswesen“
(Führ 1980, S. 210) hob einerseits die bestehende Berechtigungsasymmetrie zwischen
den drei konkurrierenden Schultypen auf, andererseits sanktionierte die Konferenz die
hierarchische Differenzierung technischer Bildungsinstitutionen. Über die „wertvolle
Vermehrung des realistischen Wissens“ (Verhandlungen 1902, S. 2) herrschte ebenso
Einigkeit wie über die formale Gleichheit der Abschlüsse. Der Kompromiss lautete:
„Anerkennung der Gleichwertigkeit der auf realistischen Anstalten erworbenen allge-
meinen Vorbildung und demgemäß (…) Umgestaltung des Berechtigungswesens“, mit
der Konsequenz, dass diese Institutionen „in ihrem Ansehen und ihrer Anziehungskraft
gestärkt und ihnen weitere Volkskreise zugeführt werden würden“ (ebd.).

Die noch die Teilnehmer der ersten Verhandlungen bewegenden Themen waren auf
der Folgekonferenz entweder gegenstandslos oder von sekundärem Rang. Die gesell-
schaftspolitische Dimension hatte ihre mobilisierende Kraft verloren. Mit der formalen
Gleichstellung aller höheren Schultypen und der Aufhebung des ‚Gymnasialmonopols‘3

durch den Wegfall der Abschlussprüfung nach Untersekunda wurde mit vergleichsweise
geringem Zeitaufwand und einer geschickten Tagungsleitung ein Konsens gefunden, der
‚Realisten‘ und ‚Humanisten‘ gleichermaßen zufrieden stellte.4 Bemerkenswert an der
1900er-Konferenz sind zwei Aspekte: Erstens der Umgang mit dem ‚Überfüllungs-

3 Wie neuere Studien zeigen, war das humanistische Gymnasium nicht Verliererin der Typen-
differenzierung (Tosch 2006).

4 Der Erfolg der 2. Konferenz lässt sich u.a. daran ermessen, dass die Beschlüsse erst 1925 durch
die Richert’schen Lehrpläne revidiert wurden (Greinert 2003, S. 74ff.).
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problem‘; zweitens die Frage der Sozialintegration. Themen, die entweder im Vorfeld
der ersten Berliner Konferenz für politische Turbulenzen gesorgt hatten oder aber ins
Zentrum der Beratungen gestellt wurden.

Überfüllung und Sozialintegration – Arenagespräche en détail

Was waren die Ursachen dafür, dass zehn Jahre nach der ersten Schulkonferenz den
vormals als zentral erachteten Themen keine Bedeutung mehr beigemessen wurde? Die
‚Überfüllung‘ wurde in der öffentlichen Auseinandersetzung der 1880er Jahre kontro-
vers diskutiert. Die Frage sozialer Reproduktion, die in der ‚Berechtigungsfrage‘ und
dem Zugang zu staatlichen sowie privaten Teilarbeitsmärkten mündete, lieferte die
ideologische Basis des Konflikts. In der „neurotischen Überfüllungsdiskussion“ (Kraul
1984, S. 117) bündelte sich die gesellschaftspolitische Gemengelage (Titze 1998). Wenn-
gleich in den 1880er Jahren vordergründig und erneut ein „Humanismus-Realismus-
Streit“ (Albisetti/Lundgreen 1991, S. 242) die bildungspolitische Szene beherrschte,
wurde im Kern um die Verteidigung alter Karrieremuster gerungen. Die Abgrenzung
der Bildungsinstitutionen untereinander und die sie begleitende Semantik spiegeln die
um öffentliche Anerkennung und gesellschaftliche Teilhabe bemühten Positionen im
bildungspolitischen Feld. Hinter der Warnung vor dem „akademischen Proletariat“ und
der ungewohnten „sozialen Offenheit“ (Müller 1981, S. 249) des Schulsystems verbarg
sich der Kampf um gesellschaftliche Platzierung.

Im abstrakten Konflikt zwischen Fach- und Allgemeinbildung sowie dem konkreten
zwischen Laufbahnberechtigung und Öffnung bestimmter Bildungsgänge bezog der
preußischer Kultusminister von Goßler (1881-1891) mit der Warnung davor, „Schleu-
sen zu öffnen“ (zit.n. Albisetti/Lundgreen 1991, S. 236) Position. Das Denken in Alter-
nativen, d.h. den Absolventen der Oberrealschulen berechtigungspolitisch den Weg zum
Hochschulstudium zu ebnen, war von Goßlers Sache nicht.

Dieser konservativen Position stand eine sozialreformerische gegenüber. Sie erklärte
die Schule gleich welcher curricularen Ausrichtung zum Ort von Sozialintegration. Die
Forderung von Sozialreformern und sozialistischer Bewegung, gesellschaftliche Integra-
tion durch ‚Bildung‘ herbeizuführen, hatte seit den 1870er Jahren – verbunden mit na-
tionalistischen Tönen – immer mehr an Bedeutung gewonnen. Unterschiedliche Frak-
tionen unterstützten die Forderungen nach bildungspolitischer Öffnung. Emil G.T. von
Schenckendorff, bildungspolitischer Funktionär und Abgeordneter der Nationallibera-
len im preußischen Landtag, zählte als Protagonist der Sozialintegration zu den großen
Förderern der Fachbildung. Schenckendorff schwebte zu Beginn des Jahrzehnts ein ge-
regeltes Nebeneinander von allgemeinbildenden und fachlichen Bildungsinstitutionen
vor. „Wir müssen uns aber auch mehr und mehr bewußt werden, daß die Entwicklung
des niederen, mittleren und höheren gewerblichen Schulwesens nicht allein eine techni-
sche und wirtschaftliche ist, die dem Bedürfnis genügt und uns auch auf dem Welt-
markt konkurrenzfähig hält, die uns nicht in Rückstand läßt gegenüber anderen Natio-
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nen, sondern auch eine höchst wichtige soziale Frage, und dieser Umstand verbietet,
diese Frage einseitig vom finanziellen Standpunkt aus zu betrachten“.5

Die gesellschaftspolitische Dimension der Berechtigungsfrage wurde fortan zum
Dreh- und Angelpunkt des Verhältnisses von Fach- und Allgemeinbildung. Der Kampf
um Anerkennung, die sich nach der ersten Schulkonferenz abzeichnende „regulierte Ab-
standsstabilität“ (Müller 1981, S. 257) und die Sozialintegration des sozialdemokrati-
schen Milieus prägten die Etablierung des mittleren technischen Fachschulwesens –
mittelfristig das System Beruflicher Bildung insgesamt.

6. Etablierung der Technischen Fachschule

Eine Bestandsaufnahme aus dem Jahre 1912 charakterisiert die ein Jahrzehnt zuvor
eingeleitete Differenzierung technischer Bildungsgänge. Sie gibt den Blick frei auf die
Institutionen des sich entwickelnden Systems Beruflicher Bildung: Die Höhere Maschi-
nenbauschule hat „die frühere Aufgabe der Technischen Hochschule übernommen,
Hilfsingenieure heranzubilden, sozusagen Linien- und Deckoffiziere für die Industrie,
während die Hochschule die Stabsoffiziere ausbilden soll“ (Cathiau 1912, S. 43). Die
1890/91 zunächst durch Preußen in Gang gesetzte Etablierung der Technischen Fach-
schule gab eine bildungspolitische Antwort auf die institutionelle Auflösung der Pro-
vinzial-Gewerbeschule. Sie präsentierte mit dem neuen Schultyp eine Alternative zur
gymnasialen sowie akademisch-technischen Bildung. Die dadurch gewonnene Legitimi-
tät und der politische Konsens waren eine wesentliche Voraussetzung dafür, in einem
Zeitraum von rund zwanzig Jahren neben das System der Allgemeinbildung ein auto-
nomes technisches Aus- und Weiterbildungssystem zu etablieren. Motor der Etablie-
rung war die staatliche und private Baugewerk- und Maschinenbauschule – eine „neue
Gattung technischer Mittelschulen“ (ebd., S. 42). Sie bildete den institutionellen Kern
des sich etablierenden Systems der Beruflichen Bildung.

Noch vor Einberufung der ersten Schulkonferenz, im Spätherbst 1890, wurde im
preußischen Abgeordnetenhaus der Wunsch nach einer Kommission zur Begutachtung
des nichtakademisch-technischen Schulwesens laut (Jost 1993, S. XX). Bereits am
15.1.1891 wurde die preußische Regierung aufgefordert Grundsätze, Lehrpläne und Fi-
nanzierungsvorschläge vorzulegen. In der Antragsbegründung, die sich auf „das niedere
und mittlere Fachschulwesen und nicht auf die technischen Hochschulen“ bezog, wur-
de die Synchronisierung des Reformprozesses unterstrichen: „In der Presse ist darauf
hingewiesen worden, daß mein Antrag wesentlich dasselbe zu erreichen suche, was eine
Sachverständigenkommission im vergangenen Dezember für das höhere Schulwesen
(…) geleistet hat“.6 In einer im April 1891 vom Handelsministerium vorgelegten Denk-
schrift stellte sich die Regierung nicht nur voll hinter die Idee der ‚technischen Mittel-
schule‘, sondern konnte mit Hinweis auf die beachtliche Erhöhung des Fachschuletats –

5 Rede v. 27.5.1891, Haus der Abgeordneten, GStAPK, I Rep. 169 C 36 E Nr. 121 Bd. 1, o.p.
6 GStAPK I Rep. 151 IC Nr. 7936, Bl. 79.
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zwischen 1885/86 und 1889/90 stieg der Etat um 256 % – einen ersten Erfolg verbuchen
(ebd., S. 205ff.).

Mit der Gründung der Vereinigten Maschinenbauschule in Dortmund und der
Magdeburger Baugewerkschule im Jahre 1890 – beide Standorte besaßen Pilotcharakter
– wurde die neue Ära eingeleitet. Die insgesamt zwölf im Jahre 1901 in Preußen etab-
lierten Maschinenbauschulen – siehe Übersicht 1 – wurden allesamt nach 1889 gegrün-
det.7 Nur die 1882 gegründete Rheinisch-Westfälische Eisenhüttenschule in Bochum
konnte auf eine frühere Gründung zurückblicken. Aber auch die Gründungsdaten der
Baugewerkschulen fielen mehrheitlich in das Reformjahrzehnt. Rund 62 % (13 von 21)
der 1901 vorhandenen Fachschulen dieses Typs wurden in Preußen nach 1889 einge-
richtet. Im Bereich der Textilfachschulen sah die Bilanz ähnlich aus.8 Von insgesamt
13 Schulen im Jahre 1901 wurden 7 (54 %) im dem genannten Zeitraum eröffnet.
Nimmt man den modernen Fachschultyp insgesamt in den Blick, so zeigt sich, dass
rund 70 % der 1901 registrierten preußischen Texil-, Baugewerk- und Maschinenbau-
schulen – 32 von 46 – im Untersuchungszeitraum den Unterricht aufnahmen. In den
süddeutschen Staaten und in Sachsen verlief die Entwicklung vergleichbar stürmisch.
Das sächsische Privattechnikum in Mittweida verdoppelte beispielsweise die Zahl der
Schüler zwischen dem Schuljahr 1889/90 und 1899/00 um 217 % (Schütte 2003, S. 69ff.).

Die Neuordnung der Technischen Fachschule währte rund zehn Jahre. Die Mehrzahl
der vor 1889 gegründeten und unter kommunaler Trägerschaft stehenden Fachschulen
wurde in zwei Wellen, zwischen 1894/97 sowie 1903/04, verstaatlicht und damit in den
rechtlichen Status der neu gegründeten Lehranstalten versetzt. Der mit der fachschulpo-
litischen Wende 1890/91 in Preußen eingeleitete Aufbruch endete in einer ordnungs-
politischen Offensive, die eine institutionelle, organisatorische und curriculare Be-
standsaufnahme zum Ziel hatte und die Fachbildung in ganz Deutschland standardi-
sierte. Mit der Vorlage neuer Lehrpläne im Schuljahr 1901/02 und der Einleitung der
ersten Reorganisation endete das fachschulpolitische Experiment (ebd., S. 50ff.).

Die Etablierung des neuen Schultyps spiegelt sich eindrucksvoll in der finanziellen
Förderung. Im Reformjahrzehnt konnte der einschlägige Etat mit jährlichen Zuwachs-
raten rechnen. Zwischen 1891 und 1914 erhöhte die Regierung die finanziellen Mittel
bspw. für das maschinentechnische Fachschulwesen um den Faktor Zwanzig und die
Zuschüsse für die Baugewerkschulen um das Zehnfache. Die Umorientierung bestimm-
ter Klientel hatte ihren Preis. Die rasante Entwicklung einzelner Fachschultypen erklärt
einerseits den beachtlichen Mitteltransfer, andererseits lässt sie eine hohe Nachfrage
nach technischer Fachbildung erkennen. Zwischen den Schuljahren 1891/92 und
1900/01 verdreifachte sich bspw. die Zahl der Schüler an preußischen Baugewerkschu-
len. Der bautechnische Bildungsgang war zu Beginn der neunziger Jahre derart attrak-
tiv, dass im Schuljahr 1893/94 rund 83 % der Bewerber abgewiesen wurden. Die Schü-

7 Folgende techn. Fachschultypen wurden nicht berücksichtigt: Navigationsschulen; (See-)
Schiffsmaschinistenschulen; Fachschulen des Militärs; Kunst- und Handwerkerschulen sowie
die Fachschulen für Metallindustrie.

8 Nicht berücksichtigt wurden ‚Webschulen‘ und vergleichbare Schultypen.
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lerzahl an den sächsischen und thüringischen Privattechnika entwickelte sich in den
1890er Jahren vergleichbar dynamisch (Schütte 2003). Das breit gefächerte Bildungsan-
gebot verringerte offensichtlich die wiederholt geäußerte Gefahr vor dem ‚akademi-
schen Proletariat‘.

Übersicht: Gründungsdaten technischer Fachschultypen in Preußen (1853-1901)

Baugewerkschule Maschinenbauschule Texilfachschule

Nienburg 1853 Bochum[1] 1882 Crefeld (HTF) 1855

Höxter 1864 Dortmund (VMS) 1890 Spremberg 1869

Eckernförde 1868 Magdeburg (VMS) 1891 Aachen (HTF) 1883

Idstein 1869 Duisburg[2] (MHS) 1892 Berlin (HTF) 1883

Deutsch-Krone 1877 Cöln (VMS) 1895 Cottbus (HTF) 1883

Breslau 1878 Hagen i.W. (HMS) 1896 Sorau (HTF) 1886

Cöln 1878 Gleiwitz (MHS) 1896 Forst 1890

Berlin 1883 Breslau (HMS) 1897 Sommerfeld 1890

Buxtehude 1890 Barmen-Elberf. (VMS) 1898 Mühlhausen i.Thür. 1898

Magdeburg 1890 Altona (HMS) 1898 Ronsdorf 1899

Posen 1891 Görlitz 1898 Barmen 1900

Königsberg 1893 Stettin (HMS) 1900 Langenbilau 1900

Görlitz 1894 Einbeck (HMS) 1900 Mönchen-Glad. (HTF) 1901

Cassel 1896

Barmen-Elberfeld 1897

Frankfurt a.d.Oder 1898

Münster i.Westf. 1898

Kattowitz i. Schl. 1899

Stettin 1899

Aachen 1900

Hildesheim 1900

Quelle:Verwaltungsbericht, Bd. III (1909), 1910, S. 24ff.

HMS: Höhere Maschinenbauschule HTF: Höhere Textilfachschule
MHS:Maschinenbau- u.Hüttenschule VMS:Vereinigte Maschinenbauschule

[1] Typ‚Eisenhüttenschule‘ – die Lehranstalt wurde 1892 aufgelöst und in Duisburg neu
gegründet.

[2] „Maschinenbau- und Hüttenschule“. Ehemalige kommunale Bochumer Lehranstalt
(1882-1892). Sie wurde 1894 verstaatlicht.

Dass die Technische Fachschule als Instrument zur Regulierung von Bildungsströmen
erachtet wurde, belegt ein Statement aus dem Jahre 1894. In Anspielung auf die im
Rahmen der ersten Schulkonferenz geführten Debatte zur Überfüllung der Hochschu-
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len stellte von Schenckendorff fest: „... was hier in Frage kommt, das ist der große Ge-
sichtspunkt (…) nämlich das Bestreben, den ungesunden Strom von den Gymnasien
und den Universitäten, der ein geistiges Proletariat befürchten läßt, abzulenken nach
den realistischen Anstalten, welche für die technischen und wirtschaftlichen Berufsarten
vorbereiten, also dorthin, wo diese Kräfte segensvoll wirken können. Das ist der Haupt-
gedanke, der (…) der Reformschule zu Grunde liegt“.9 Sich an die aus ‚Humanisten‘
und ‚Realisten‘ zusammengesetzte Gymnasiallobby wendend, hob Schenckendorff den
unmittelbaren Zusammenhang von Gymnasial- und Fachschulreform hervor: Aber,
„diese realistische Schulrichtung wird nur dann eine größere Anziehung erhalten, wenn
sich an die Realschule (...) die höhere Fachschule organisch anreiht“. Die damit ange-
sprochene Oberrealschule, dies zeigt die Dynamik der Technischen Fachschule, wurde
auf Jahrzehnte hinaus zur zentralen allgemeinbildenden Vorbildungsanstalt technischer
Fachbildung auf mittlerem Niveau.

An einem Ereignisse aus den späten 1890er Jahren lässt sich das neue Verhältnis von
Fach- und Allgemeinbildung demonstrieren: der 1897 vom Hauptvorstand des Vereins
deutscher Ingenieure vorgelegten Denkschrift über Werkmeisterschulen und technische
Mittelschulen (Jost 2003). Der Vorschlag beinhaltete ein Szenario zur Bezeichnung ma-
schinentechnischer Unterrichtsanstalten in Deutschland. Hierbei wurden Vorstellungen
zur hierarchischen Differenzierung technischer Bildungsgänge präzisiert. Im Zentrum
stand ein Bildungsgangsprofil „für das Maschinenfach in vier Stufen“ (Jost 2003,
S. 197), das, auf der Basis der eingeleiteten Gymnasialreform, die „technischen Mittel-
schulen als selbständige Staatsanstalten“ (ebd., S. 194f.) rangmäßig unterhalb der aka-
demisch-technischen Bildung an den Technischen Hochschulen platzierte. Auf den
Rängen drei und vier wurden die ‚Werkmeisterschule‘ – die spätere ‚niedere Maschi-
nenbauschule‘ – und die Pflicht-Fortbildungsschule „zur Ausbildung gewerblicher Ar-
beiter“ positioniert. Die hierarchische Differenzierung der technischen Fachbildung
nahm konkrete Gestalt an.

Die fachschulpolitische Debatte der späten neunziger Jahre zeigt trotz der Kontro-
verse um die curriculare Ausrichtung der Werkmeisterschule, dass das preußische Han-
delsministerium die Gymnasialreform von 1890 zur Durchsetzung und Etablierung der
technischen Fachbildung nutzte. Die Obersekundareife – primär an reformierten Ober-
realschulen erworben – wurde zur Basis der hierarchischen Typendifferenzierung in-
nerhalb des Fachschultyps Maschinenbauschule und zum zentralen Symbol der Kon-
kurrenz zwischen höherer und niederer technischer Fachbildung (Schütte 2003,
S. 302ff.).

9 GStAPK Rep. 169 C 36 E Nr. 121, Stenographische Berichte, S. 993 sowie das folgende Zitat
S. 994.
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7. Schlussbemerkungen – methodologische Anmerkungen

Das Jahrzehnt zwischen 1890 und 1900 war ein bildungspolitisches Experimentierfeld
ohne Vorbild (Herrmann 1996). Die zeitgleiche Reorganisation von Technischer Fach-
schule und Gymnasium veränderte die lokale, regionale und nationale Bildungsland-
schaft und ordnete das institutionelle Verhältnis von Fach- und Allgemeinbildung
grundlegend neu. Im Diskurs der frühen 1890er Jahre war die Rede von der ‚Überfül-
lung‘ der Lehranstalten Realität und Chiffre zugleich. Die Etablierung technischer Bil-
dung auf höherem und mittlerem Niveau veränderte die institutionelle Struktur von
Fach- und Allgemeinbildung, den gesellschaftspolitischen Kontext und die bildungspo-
litische Semantik. Am Ausgang des 19. Jahrhunderts kompensierten die Technischen
Hoch- und Fachschulen zunehmend die beklagten Defizite des deutschen Schulsystems.
Das humanistische Gymnasium hatte darauf verzichten müssen, „‚allen alles‘ sein zu
wollen“ (Lexis 1902, S. 74). Die Bildungserwartungen der städtischen Mittelschichten
wurden durch die Reorganisation erfüllt. Mit dem Angebot neuer, realistisch-technisch
ausgerichteter Bildungsgänge wurde überdies der jungen männlichen Generation eine
alternative Berufskarriere in staatlicher Verwaltung und Großindustrie angeboten. Der
akademisch und semiakademisch gebildete ‚Techniker‘ avancierte zum beruflichen Ar-
chetyp der modernen deutschen Industriegesellschaft.

Die hohe Akzeptanz von Technischer Hochschule und Technischer Fachschule, die
im Jahrzehnt nach der Jahrhundertwende einen ersten Höhepunkt erreichte, war das
Resultat eines zähen Emanzipationskampfes, an dessen Ende die gesellschaftliche Aner-
kennung des ‚realistischen Wissens‘ (Greinert) stand. Die im Reformjahrzehnt kulturell
und institutionell aufgewertete realistisch-technische Bildung auf höherem und mitt-
lerem Niveau basierte auf einem doppelten Kompromiss: der formalen Gleichstellung
von realistischer und humanistischer Bildung einerseits, der Auskopplung der Fachbil-
dung aus dem Kanon höherer Bildung und der Etablierung eines funktional und hierar-
chisch gestuften technischen Bildungswesens andererseits. Mit der berechtigungspoli-
tischen Aufwertung von Realgymnasium und Oberrealschule sowie der Institutionali-
sierung eines technischen Aus- und Weiterbildungssystems an den neu gegründeten
Technischen Fachschulen wurde die ‚Systemkonstitution‘ scheinbar abgeschlossen und
die ‚Systemkomplementierung‘ des deutschen Bildungssystems eingeleitet.

Die hierarchische Stufung technischer Bildungsabschlüsse generierte eine neue Qua-
lität sozialer Reproduktion. Sie war eine wesentliche Voraussetzung für soziale und be-
rufliche Mobilität. Von der Neuordnung profitierten die städtischen Mittelschichten
und das aufstiegsorientierte Arbeitermilieu. Langfristig betrachtet prägte die hierar-
chisch differenzierte Fachbildung das Bildungs- und Beschäftigungssystem in Deutsch-
land. Die ‚berufliche Spezifität‘ – Signum deutscher Arbeitskultur – gründet auf der Re-
form des Bildungssystems am Ausgang des 19. Jahrhunderts.

Die mit der Chiffre ‚Überfüllung‘ semantisch korrespondierende Berechtigungsfrage
deutet erstens auf die Praktiken der sozialen Akteure hin. Zweitens auf die Instrumenta-
lisierung sozialer Themen in der bildungspolitischen Arena. Drittens öffnet sie den
Blick für methodologische Überlegungen, die in kausalanalytischer Absicht der „Inter-
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aktion zwischen ‚Bildungspolitik‘ und ‚Eigendynamik‘“ nachgehen (Lundgreen 2003,
S. 34; Tenorth 2003) und indirekt nach der Reichweite des eingangs genannten System-
bildungsansatzes fragen.

Die berechtigungspolitische Arena verdeutlicht in der deutschen Bildungsgeschichte
wie keine andere die bildungspolitische Semantik und ihre rhetorischen Verwerfungen.
Was vordergründig eine Differenz zwischen humanistischer und realistischer Bildung
markierte, hatte faktisch eine ‚soziale Hierarchisierung‘ (Kocka) und Privilegierung des
klassischen Gymnasiums zum Ergebnis. Die (technische) Fachbildung, im 19. Jahrhun-
dert im diskursiven Horizont der sozialen Akteure noch präsent, musste sich am Ende
des Reformjahrzehnts mit der Zweitrangigkeit abfinden. Der bildungs- und berech-
tigungspolitische Diskurs wurde vor, während und nach der Reorganisation des Bildungs-
systems vom Paradigma der Allgemeinbildung dominiert. Diese gesellschaftspolitisch
motivierte Strukturreform ebnete der Sozialintegration zwar den Weg, institutionali-
sierte aber auch den seit dem frühen 19. Jahrhundert schwelenden Konflikt zwischen
humanistischer und realistischer Bildung. Der durch die Neuhumanisten auf der einen
und der so genannten Technikerbewegung auf der anderen Seite repräsentierte Dualis-
mus zwischen Allgemein- und Fachbildung erreichte mit der 1890 einsetzenden Bil-
dungsreform fraglos eine neue Qualität. Sie war Voraussetzung und Ausgangspunkt des
bildungspolitischen ‚Sonderwegs‘ Deutschlands im Europa des 20. Jahrhunderts.

Obwohl die humanistische Bildung nicht der notwendigen beruflichen Qualifizie-
rung der Klientel entsprach, wurde die Gymnasialerziehung als „gemeinschaftliche Sig-
natur“ und „auszeichnendes Klassenmerkmal“ (Lexis 1902, S. 73) erachtet. Selbst jene,
die eine naturwissenschaftlich-technische Karriere in Industrie und Verwaltung an-
strebten, „betrachten es meistens als einen Vorzug, diese Schule durchlaufen zu haben“
(ebd.). Das an die Bildungszertifikate des Gymnasiums rückgekoppelte Berechtigungs-
wesen wurde „zum Regulator der sozialen Mobilität“ – der Grad der Allgemeinbildung
fungierte als „Versperrungsmechanismus“ (Meyer 1968, S. 772ff.). Der Zutritt zu spezi-
fischen Teilarbeitsmärkten wurde fortan nicht mehr über die klassischen Selektionskri-
terien ‚Geburt und Patronage‘ garantiert (Kocka). Diese Funktion übernahm fortan ei-
ne „sekundäre Institution“, das Berechtigungswesen (ebd., S. 774; Titze 1998). Getragen
von einem Bündel unterschiedlicher Argumente, die durch Wilhelminismus und den
politischen Anspruch der Sozialdemokratie eine besondere Qualität erhielten, lässt sich
für den Untersuchungszeitraum eine staatliche Top-down-Strategie ausmachen. Sie hat-
te ein sozial segregierendes, in sich hierarchisch gegliedertes und zwischen Allgemein-
und Fachbildung differenzierendes Bildungssystem zum Ergebnis. Der Kompromiss
„Arbeitsteilung mit Gleichberechtigung“ (Albisetti/Lundgreen 1991, S. 239), der 1900
mit der Typendifferenzierung des Gymnasiums erzielt wurde, hatte Rückwirkungen auf
das System Beruflicher Bildung und dessen institutionelle Verfassung. Einerseits wurde
die Grenze zur Allgemeinbildung neu markiert und auf Jahrzehnte hin festgelegt (Har-
ney/Zymek 1994), andererseits eine Dreiteilung von Bildungsgängen importiert. Mit der
schulischen Differenzierung zwischen Volksschulbildung, Obersekunda- und Hoch-
schulreife wurde ein berechtigungspolitisches Muster etabliert, das dem System Berufli-
cher Bildung als berechtigungspolitisches Instrument diente.
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Die Chiffre ‚Überfüllung‘ und dessen berechtigungspolitische Instrumentalisierung
führt methodologisch betrachtet nachgerade zu einer Überprüfung der von Lundgreen
(2003) thematisierten Wechselwirkung zwischen institutioneller Dynamik und bil-
dungspolitischer Intervention. Bildungspolitik und Eigendynamik innerhalb des vorge-
schlagenen kausalanalytischen Modells als ‚unabhängige Variable‘ zu betrachten und
analytisch deren Binnenverhältnis an die Intensität von ‚Interaktion‘ zu binden, greift
die reproduktive Funktion des Bildungssystems und damit dessen realhistorische Kom-
plexität nur bedingt auf. Die empirische Frage, welche ‚jeweilige Arena‘, resp. Teilarena
beobachtet wird, tritt damit in den Vordergrund, aber auch der reproduktionstheoreti-
sche Zusammenhang von sozialer Arbeitsteilung und institutionalisierter Bildung.

Die Transformation des deutschen Bildungssystems am Ausgang des 19. Jahrhun-
derts und der die klassische Moderne bereits vorwegnehmende, öffentlich inszenierte
Reformdiskurs lassen sich nicht auf die bildungspolitische Arena begrenzen. Nationalis-
tische, ökonomistische und vulgärmarxistische Argumente verweisen auf eine breite ge-
sellschaftliche Debatte, die weit über das enge Feld Bildungspolitik hinaus reicht. Die
Einbeziehung gesamtgesellschaftlicher Themen ist dafür ebenso ein Indiz wie die zu-
nehmende sozialpolitische Konnotation berufssoziologischer Veränderungen im Rah-
men einer sich etablierenden Industrie- und Arbeitskultur. Die konfliktgeladene Be-
rechtigungsfrage zeigt, dass der Diskurs nicht nur ein „Teil von Bildungspolitik“ (ebd.,
S. 34) war, sondern implizit – und mit Blick auf die berufsbildungspolitische Literatur
nahezu ausschließlich – den Aspekt sozialer Ungleichheit zum Gegenstand hatte. Die
öffentliche Bearbeitung sozialer Platzierung, an dessen Ende die Stratifizierung von Be-
rufskarrieren stand, nahm die ‚realistische Bildung‘ zum Anlass, die kulturellen Werte
des städtischen Bürgertums zu konservieren und die soziale Deklassierung technischer
Bildungsinstitutionen eben nicht als soziale Ungleichheit erscheinen zu lassen, sondern
diese, ausgestattet mit sozialbiologischen Argumenten, in einen fadenscheinigen Leis-
tungsdiskurs einzubetten. Die bildungspolitische Semantik der 1890er Jahre korrespon-
dierte weitgehend mit den Reproduktionsinteressen des Wirtschaftsbürgertums und
spiegelt insofern die traditionellen Konfliktmuster der deutschen Gesellschaft des
19. Jahrhunderts. Die politisch motivierte Deklassierung der Fachbildung prägte in
(Preußen-)Deutschland fortan alle ernst zu nehmenden Bildungsreformen im 20. Jahr-
hundert (Greinert 2003). Die Kontinuitätslinien, die bis ins Reformjahrzehnt zurückrei-
chen, sind unübersehbar.

Betrachtet man die institutionelle Dynamik des gesamten deutschen Bildungssys-
tems im analytischen Horizont des Systems Beruflicher Bildung, dann erweist sich das
von Müller und Zymek (1987) entwickelte Modell insofern als unterkomplex, als es
sowohl die technisch-berufliche Bildungssäule insgesamt als auch die institutionelle
Stratifizierung technischer Bildungsgänge, m.a.W. den sozialen und institutionellen Zu-
sammenhang von niederer, mittlerer und höherer Fachbildung und dessen ordnungs-
politische Rückkopplung an das System der Allgemeinbildung ausblendet. Die mit der
‚Systemkomplementierung‘ methodisch intendierten Modifikationen lassen keinen
Raum für die tatsächliche Dynamik des Bildungssystems in Deutschland. Um der gesell-
schaftspolitisch hybriden und institutionell komplexen ‚Systemkomplementierung‘ un-
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ter Berücksichtigung der ‚beruflichen Spezifität‘ resp. der Fachbildung zu entsprechen,
ist der Ansatz zu erweitern (Tosch 2006). Das gilt umso mehr, wenn man die histori-
schen Ungleichzeitigkeiten in den Blick nimmt. Zwei wichtige Aspekte könnten derart
die künftige historische Bildungsforschung sowie die diskutierte Modellbildung in
vergleichender Absicht anregen: Zum einen die „Systemdisparität“, die auf die oben ge-
nannten Ungleichzeitigkeiten reagiert und die Diskurse unterschiedlicher Arenen zu-
sammenführt; zum anderen die „Systeminnovation“, die sich der strukturellen, schulor-
ganisatorischen und didaktischen Differenzierung einzelner Bildungsgänge resp. ganzer
Schultypen annimmt.
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Abstract: Starting with the reforms of the educational system during the last third of the 19th cen-
tury, the author presents an educational-historical stocktaking at the transition from the 19th to
the 20th century, taking into account institutionalized professional education. The institutional
dynamics of the entire educational system in Germany, but also the specific political campaigns
form the focus of the study. From the perspective of vocational education, it contributes to a
broadening of research approaches by pointing out desiderata, by taking into account “realistic
education”, i.e. the institutions of technical education (“system of vocational training”), and by
introducing methodological considerations regarding the development of the educational system
into the discussion.
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